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Österreich ist in jüngster Vergangenheit jährlich um 
etwa 60.000 Einwohner gewachsen. Diese Zahl ver-
teilt sich so: 30.000 auf die Bundeshauptstadt Wien 
und die restlichen 30.000 auf die verbleibenden acht 
Bundesländer. „Wir stellen fest, dass kein anderer ver-
gleichbarer EU-Staat in seiner Hauptstadt eine größere 
Konzentration an Einwohnern im Vergleich zur restli-
chen Bevölkerung aufzuweisen hat als Wien“, erklärt 
IWS-Geschäftsführer Prof. Gottfried Kneifel. „Keine 
andere Hauptstadt in der EU hat einen so hohen Ver-
dichtungsgrad wie Wien.“

Folgewirkungen sind teuer

Folgewirkungen sind: Teurer Wohnraum, Folgen auf die 
Verkehrssituation, verstopfte Tangenten – vom täglichen 
Zeitverlust für Pendler, Freizeitraub, Unfallgefahren gar 
nicht zu reden. Mehrkosten für neue Verkehrsinfrastruk-
turen, Mobilität, Bahnen und mehr. Während in den 
peripheren Regionen die Strukturen manchmal schon 
verfallen – Nebenbahnen, Gastronomie, Hotellerie und 
Veranstaltungszentren – platzt Wien aus allen Nähten.

Wir stellen fest, dass von insgesamt 68 Bundes-
dienststellen und Bundesagenturen immerhin 65 ihren 
Standort in Wien haben. Wir stellen fest, dass darüber 
hinaus weitere 37 internationale Institutionen und Or-
ganisationen, bei denen wir aber keinen Einfluss auf 
die Standortentscheidung haben – wie die OPEC, die 
Atomenergiebehörde oder die EU-Menschenrechtsbe-
hörde –, auch in Wien ihren Standort haben.
Wir gehen davon aus, dass es eine Staatszielbestim-
mung sein müsste, dass von der Verfassung her jedem 
Österreicher gleiche Entwicklungschancen zustehen. 
Es geht um Chancen und damit um Lebensqualität in 
den Regionen Österreichs. Wir sind keine Utopisten, die 
glauben, dass morgen das Parlament den Beschluss 
für eine Verlegung seines Standortes nach Rohrbach 
fassen wird oder dass der Verfassungsgerichtshof nach 
Braunau kommt oder die Präsidentschaftskanzlei nach 
Salzburg oder Bludenz. Es geht ausdrücklich nicht um 
die obersten Organe, die können in Wien bleiben.
Über alle anderen Agenturen und Bundesdienst-
stellen sollte man reden. Zumindest, was Teile oder 
Abteilungen oder zukünftige Einrichtungen betrifft. 

IWS fordert gleiche Chancen für alle: 
Müssen alle Bundesstellen in Wien sein?

Das Problem
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Landwirtschaftsminister Rupprechter muss in diesem 
Zusammenhang gelobt werden. Er hat vor kurzem die 
Bundesfischereianstalt von Wien nach Scharfling am 
Mondsee verlegt. Das ist ein Tropfen auf den heißen 
Stein! Wenn man daran denkt, dass die Bergbauern-
förderungsagentur in Wien in der Marxergasse ihren 
Sitz hat, wo es kaum die meisten Bergbauern Öster-
reichs gibt, dann erkennt man, dass da noch Hand-
lungsbedarf ist und viel Luft nach oben. Das wäre viel-
leicht die nächste Behörde, die man verlegen könnte.

Österreich ist keine Seemacht mehr

Richtig glaubwürdig werden diese Forderungen nur 
dann, wenn sie nicht ausschließlich an den Bund, die Mi-
nisterien gerichtet werden, sondern wenn auch die eine 
oder andere Landesdienststelle verlegt wird. Zumindest 
Abteilungen in die Bezirke. Es ist weder schicksalshaft 
noch gottgewollt, dass praktisch alle Bundesdienststel-
len ihren Sitz in Wien haben. Vieles lässt sich mit der 
Tradition der Monarchie erklären, diese vielen Bundes-
dienststellen in Wien bleiben allerdings ein Relikt aus der 
Monarchie. Deshalb gibt es immer noch die meeresbio-
logische schiffsbautechnische Versuchsanstalt in Wien!
Wir sind keine Seemacht mehr, aber diese Versuchs-

anstalt gibt es immer noch. Wir stellen noch immer 
den Vizepräsidenten des Seegerichtshofes. Aber wie-
der zurück in die Gegenwart. Es geht um eine mög-
lichst ausgewogene Entwicklung für alle Regionen. 
Man muss ja nicht alles neu erfinden.
„Wir fordern, dass die Bereitstellung von gleichwer-
tigen Lebens- und Entwicklungschancen für alle Be-
wohner Österreichs in den 
Rang einer Staatszielbe-
stimmung erhoben wird“, 
präzisiert Kneifel. Das IWS 
Oberösterreich wird dazu 
objektive und überparteili-
che Studien bereitstellen.
Kneifel: „Als Präsident des 
Bundesrates besuchte ich 
vor einem halben Jahr in 
Nürnberg auch das Minis-
terium für Finanzen, Lan-
desentwicklung und Hei-
mat – und da haben wir 
vereinbart, dieses Modell, 
das in Bayern gerade ver-
wirklicht wird, in Österreich 
zu präsentieren.“

IWS-Enquete zur Dezentralisierung im Linzer Mozarthaus, von links: Georg Keuschnigg vom Föderalismusinstitut, 
IWS-GF Prof. Gottfried Kneifel, Bayerns Staatssekretär Albert Füracker, JKU-Ass. Elisabeth Dreer. � Foto: IWS/Laresser

Das Problem

„Die Bewohner aller 
Regionen Österreichs 
sollen die gleiche 
Chance haben!“

Dr. Christoph Leitl
WKO- und IWS-Präsident



www.iwsooe.at 4

„Mit der Heimatstrategie verlagert Bayern in den kom-
menden Jahren 3.155 Arbeits- und Studienplätze von 
München in strukturschwache Landkreise“, stellt der 
zuständige bayerische Staatssekretär Albert Füracker 
bei der IWS-Enquete im Linzer Mozarthaus fest. „Mit 
dieser Strategie wollen wir Vorbild sein, vielen Men-
schen das Pendeln ersparen und sie in den Regionen 
halten.“
In Bayern hat man sich besonders im Bereich Landes-
entwicklung und Heimat Gedanken gemacht, wie der 
Auftrag, der seit 2013 in der Verfassung steht – „die 
Herstellung und Bewahrung gleichwertiger Lebensbe-
dingungen in ganz Bayern“ – umgesetzt werden kann. 
Erstmals seit 1806 findet somit im Freistaat Bayern 
höchstes staatliches Regierungshandeln nicht aus-
schließlich in München statt, sondern auch im so ge-
nannten Heimatministerium in Nürnberg.

Bayern wächst seit 20 Jahren

Der Begriff Heimat wurde ganz bewusst in die offizielle 
politische Debatte eingeführt durch die Entscheidung 
des Ministerpräsidenten auch in Nürnberg. Füracker: 
„Wir entwickeln dort die so genannte Heimatstrategie, 
die uns vor allen Dingen deswegen fordert, nicht bloß  
wegen des Verfassungsauftrages, sondern auch we-
gen der Realität in Bayern.“
Bayern hat in den vergangenen 20 Jahren etwa meh-
rere Millionen Menschen an zusätzlicher Bevölkerung 
gewonnen, hauptsächlich aus anderen Bundesländern 
– und keiner will dann mehr weg. Es gibt aber auch 
Gegenden in Bayern, die sehr reizvoll sind, die aber in 

den vergangenen 
20 Jahren sehr 
an Bevölkerung 
verloren haben. 
Der Nordosten 
von Bayern, Bay-
erischer Wald, 
auch in der Röhn 
und in der Ober-
pfalz.
Die Bayern über-
legen daher jetzt 
mit dieser Ge-
samtstrategie, ob 
es zu schaffen ist, 
junge Menschen 
dafür zu begeis-
tern, in ihrer Hei-
mat zu bleiben oder auch wieder zurück zu kommen 
nach Bayern. Das ist die Heimatstrategie in Bayern!

Heimat ist dort, wo die Menschen leben

Füracker: „Wir sagen Heimat ist dort, wo die Men-
schen leben. Dort wo die Kommunen funktionieren, da 
funktioniert auch die Heimat. Und die Kommunen zu 
stärken, ist eigentlich der Untertitel für die Herstellung 
gleichwertiger Lebensbedingungen in ganz Bayern.“ 
Denn dort, wo die Kommunen gerade im ländlichen 
Bereich funktionieren, dort können auch die jungen 
Menschen bleiben.
Was kann man also tun? „Wir müssen dafür sorgen, 
dass durch aktive Strukturpolitik gerade dort sichere 
Arbeitsplätze entstehen und gehalten werden“, sagt 
Füracker. „Wir müssen natürlich auch eine öffentliche 
Infrastruktur anbieten, die den Kommunen ermöglicht 
dort zu handeln. Wir haben zum Beispiel erreicht, dass 
wir weniger Geld in die großen Städte wie München 
geben, sondern mehr in die kleineren Gemeinden auch 
weiter draußen – das sind 8,56 Milliarden Euro. Das  
haben wir heuer im Finanzausgleich des Freistaates 
Bayern – bei einem Volumen von mehr als 50 Milliarden 
Euro – abgezweigt. Daran sieht man, dass da ein gro-
ßer Anteil den Kommunen zur Verfügung gestellt wird.“
Ein weiterer fester Bestandteil von Bayerns Heimat-
strategie ist der Breitbandausbau sowie die Schaffung 
von e-Government-Strukturen im ganzen Land. „Wir 

Bayern verlagert mit Heimatstrategie 
3.155 Jobs in dezentrale Landkreise

Die Lösung

Georg Keuschnigg, Gottfried Kneifel, Albert Füracker 
und Elisabeth Dreer (v. l.). � Fotos: IWS/Laresser
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nehmen wie auch Österreich mehr Geld in die Hand, 
um die Breitbandstruktur zu ertüchtigen“, erklärt Füra-
cker. „1,5 Milliarden Euro geben wir allein bis 2018 aus 
bayerischen Landesmitteln aus, um den 2056 bayeri-
schen Kommunen zu ermöglichen, zusammen mit den 
Netzbetreibern eine Infrastruktur für die Datenübertra-
gung zu schaffen, die man dringend braucht, damit 
Dezentralisierung auch funktioniert.“

Europaregion Donau-Moldau fördern

Als weiteren Aspekt setzt Bayern auf Regionalma-
nagement, das teilweise auch grenzüberschreitend 
betrieben wird – wie es auch in Österreich bekannt 
ist. Füracker: „Wenn ich beispielsweise an die Europa-
region Donau-Moldau denke, das sind Dinge, die wir 
in unserer Heimatstrategie sehr forcieren und fördern. 
Ebenso wie die Dezentralisierung unserer Hochschul-
struktur. Bayern hat in den vergangenen 30 Jahren 
die Hochschulen sehr dezentral aufgestellt mit vielen 
Fachhochschulen wie das bei uns heißt.“
Bereits Im März 2015 hat Bayern mit seiner größten 
Regionalisierungswelle der vergangenen Jahrzehnte 
begonnen. Früher schon hatte man gehört, „die ver-
lagern die Bayern“, aber damals waren die Entschei-
dungen relativ zufällig. Dieses Mal wurde strategisch 
überlegt, aus welchen Bereichen heraus können Be-
hördenverlagerungen stattfinden. Uns so entstanden 
64 Verlagerungsprojekte aus allen Geschäftsbereichen 
der Verwaltung des Freistaates Bayern und auch aus 
allen Fachlaufbahnen. Natürlich werden genauso hö-
here Posten verlagert wie auch einfachere Dienste 
oder auch Angestellte. Entscheidend ist, dass in den 
Zielorten neue Perspektiven geschaffen werden.

Füracker: „Der Rechnungs-
hof fragt, was kostet es? 
Ich sag dann immer ganz 
salopp, ich weiß noch nicht 
genau was es kostet, aber 
ich weiß, dass es sich in 
den Regionen wo wir die 
Behörden situieren, mehr-
fach bezahlt machen wird.“ 
Man träume immer davon, 
man könne Wohlstand kon-
servieren, indem man ein-
fach nichts mehr ändert. 
Das sei natürlich das gro-
ße Problem. Aus der Wirt-
schaft wisse man: Stillstand 
ist Rückschritt. Wenn es zu 
spät ist für Veränderung, 

dann wissen alle, dass Veränderung wichtig gewesen 
wäre und auch hier gilt der alte Satz: es kann alles nur 
gut bleiben, wenn sich viel verändert.

Menschen mit Lösungen überzeugen

„Und deswegen haben wir versucht, die Menschen 
zu überzeugen“, präzisiert Füracker. „Insofern haben 
wir auch Lösungen finden können, weil uns einiges an 
unserer staatlichen Struktur entgegenkommt. Wir stel-
len fest, dass uns in den Behörden bei denen wir Ver-
lagerungen vornehmen wollen, in den nächsten zehn 
Jahren mehr als 1.500 Beschäftigte in den Ruhestand 
gehen. Wir stellen fest, dass wir sehr viele Interessierte 
an den Zielregionen haben. 470 Menschen haben sich 
schon dafür beworben. Das zeigt auch, dass die Men-
schen doch sehr heimatverbunden sind.“
Das Personalkonzept sieht vor, es müssen nur Men-
schen, die freiwillig ihren Dienstort wechseln, das auch 
tun. Deshalb lässt man sich in Bayern mit der Um-
setzung Zeit bis 2025, weil dadurch Gewähr besteht, 
dass niemand gezwungen wird umzuziehen, sondern 
sich im Gefüge der Dienstpostenveränderungen sich 
immer wieder Möglichkeiten ergeben. Füracker: „Der 
sensibelste Bereich sind die Menschen. Wir reden im-
mer über Dienstposten. Dienstposten sind in Wirklich-
keit Menschen, Familien, Betroffene, die in der Zeitung 
lesen, da kommt jetzt der Staatssekretär oder der Mi-
nister und verlagert mich von München in den Bayeri-
schen Wald. Solche Ängste gibt es und die müssen wir 
den Menschen nehmen. Keine Zwangsversetzungen, 
sondern Mobilitätsprämien oder Telearbeitsplätze.“
Dazu kommen strukturpolitische Effekte: Die Kaufkraft 
steigt, die Möglichkeit für bezahlbaren Wohnraum für 
junge Bedienstete in ländlichen Gegenden ist unheim-
lich viel wert. Dass vor Ort junge Familien bleiben kön-
nen, einkaufen und investieren ist ja wunderbar.

Die Lösung

„Eine Verlagerung 
von Bundesstellen 
bringt Jobs in ländli-
che Regionen!“

Dr. Kurt Pieslinger
IWS-Geschäftsführer

IWS-GF Prof. Gottfried Kneifel mit Bayerns Staats
sekretär Albert Füracker. � Foto: IWS/Laresser
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Georg Keuschnigg vom Österreichischen Föderalis-
musinstitut präsentierte die IWS-Studie „Standorte 
der Bundesdienststellen im Vergleich Deutschland, 
Schweiz und Österreich“, in der das Ungleichgewicht 
von Bundesstellen sehr drastisch aufgezeigt wird: „In 
Österreich sind nur drei dieser Stellen außerhalb von 
Wien angesiedelt, in Deutschland hingegen sind 80 
Bundeszentralen gleich auf 24 Städte verteilt und in 
der Schweiz findet man 45 Bundesbehörden in elf ver-
schiedenen Städten.“

40 Jahre Forschung für Föderalismus

Das Institut für Föderalismus gibt es seit 40 Jahren. Es 
ist ein sehr kleines Institut mit vier Mitarbeitern. Getra-
gen wird es von den Bundesländern Oberösterreich, 
Tirol und Vorarlberg. Die Aufgabe dort ist das Thema 
Politik und Kommunikation. In diesem Zusammenhang 
wurden in den vergangenen Jahren doch einige inter-
essante Arbeiten gemacht.
Die vorliegende Studie ist auch im Internet zu finden, 
sie ist ein Lehrbehelf für Schulen, sie gibt Auskunft 
darüber, was die Republik Österreich hat, wo diese 
Dienststellen sitzen und vor allem, wo die Leitungs-
funktionen angesiedelt sind. Das Ergebnis des reinen 
Standortvergleiches der Bundesdienststellen in Öster-
reich, Deutschland und der Schweiz zeigt, dass Öster-
reich ein von der Verfassung her föderal aufgebauter 
Bundesstaat ist. In der Realität gibt es aber nichts Zen-
tralisierteres, als die Republik Österreich.
„Wir haben für Österreich 68 Bundesdienststellen in 
den Vergleich aufgenommen“, erläutert Keuschnigg. 
„Alleine diese Zahl sagt schon etwas aus, weil weder in 
der Schweiz, noch in der Bundesrepublik der Bundes-
sektor so stark ausgeprägt ist wie in Österreich. Die 
Definition des Bundes ist bei uns deutlich größer. Wir 
haben aber auch in der Bundesrepublik 67 Dienststel-
len gefunden, die wir in den Vergleich aufgenommen 
haben.“

Deutschland und Schweiz als Vorbild

In der Bundesrepublik Deutschland wurden 67 Bun-
desdienststellen verglichen: Diese sind in 24 Städten 
in allen deutschen Bundesländern verteilt. Interessant 
ist, dass vor allem die Bundesgerichte in Deutsch-
land und in der Schweiz dezentral aufgestellt sind. In 

Deutschland ist 
der Bundes-
verfassungsge-
richtshof in Karls-
ruhe und auch in 
der Schweiz ist 
alles außerhalb 
von Bern.
In Österreich 
schreibt die Ver-
fassung vor, dass 
alle obersten Or-
gane zwingend 
in Wien situiert 
sein müssen. 
Das hat die kuri-
ose Auswirkung, 
dass selbst der 
Bundesrat – also die Länderkammer – nicht außerhalb 
von Wien tagen kann. Selbst der Europa-Ausschuss 
oder ein anderer Ausschuss des Bundesrates kann 
nicht außerhalb der Bundeshauptstadt tagen. In die-
sem Punkt könnte man die Bundesverfassung schon 
einmal nachschärfen.
„Statt vorzustellen, was es alles in der Republik gibt, 
habe ich ein paar Bereiche speziell herausgenommen, 
den so genannten zweiten Ring“, sagt Keuschnigg. 
„Ich möchte damit nur den Alltagszentralismus, den 
wir in Österreich haben aufzeigen und welch ungeheu-
re Dominanz man dabei in Wien erlebt.“

ORF nur in Wien, Budapest & Ljubljana

Beispiel ORF: Der ORF hat 24 ausgegliederte Einhei-
ten. – überwiegend in Gesellschaften als GesmbH und 
GsmbH & CoKG. Davon sitzen 19 in Wien, es stimmt 
aber nicht, dass bei fünf Einrichtungen dezentralisiert 
wurde. Die Landesstudios sind nicht ausgegliedert, 
diese sind dem direkten Dirigismus der Zentrale unter-
worfen. Von den fünf sitzen zwei Firmen in Innsbruck 
– das sind Programmmanagement GesmbHs –, eine 
in Bozen, eine in Budapest und eine in Ljubljana. Man 
sieht also, dass sich in den großen Staatsunternehmen 
zu einem gewissen Zentralismus munter fort setzt.
Die Aufstellung für die ÖBB spricht ebenfalls für sich: 
25 ausgegliederte Einheiten, davon 25 mit Sitz in Wien. 
Keuschnigg: „Wir haben bei dieser Arbeit auch einiges 

Österreich hat enormen Aufholbedarf: 
Konzentration in Wien ist einzigartig!
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rund herum angeschaut. Wir haben das Finanzministe-
rium genauer beleuchtet, weil dieses Ministerium kein 
homogener Block ist, sondern aus vielen Subeinheiten 
besteht, die jeweils hoch spezialisierte Einrichtungen 
sind. Man braucht nur an die digitale Entwicklung den-
ken und damit an die IT-Firmen. Das sind alles hoch 
spezialisierte und hoch bezahlte Arbeitsplätze.“
Die jeweiligen Mitarbeiterzahlen zeigen die aufgeteilten 
Strukturen: Das Finanzamt für Gebühren, Verkehrs-
steuern und Glücksspiel hat 230 Mitarbeiter und die 
Großbetriebsprüfung hat 400 Mitarbeiter. Das Bun-
desrechenzentrum hat 1.200 Mitarbeiter. Wenn man 
nur an die digitale Entwicklung denkt, ist das ein sehr 
dynamischer Bereich.
Mit Sicherheit werden in den nächsten zehn Jahren 
zwei neue Einrichtungen gegründet. Wenn man im 
Vergleich die 25 ausgegliederten ORF-Firmen sieht, 
die praktisch nur mit Entwicklung von Programmen 
befasst sind, auch sehr stark im digitalen Bereich, wird 
sich auch dort in den nächsten zehn Jahren einiges an 
Neugründungen ergeben.

EU-Agenturen auf 32 Städte verteilt

Auch die Europäische Union hat in etwa 35 Agentu-
ren, wobei das nicht der Vollbestand der europäischen 
Einrichtungen ist, da gibt es noch mehr. „Diese Agen-
turen sind auf 32 Städte in der Europäischen Union 
verteilt und ich habe noch nie gehört, dass dabei et-
was nicht funktioniert“, sagt Keuschnigg. Die Fron-
tex beispielsweise, die derzeit in aller Munde ist, ist in 
Polen zu finden, die Umweltagentur in Kopenhagen, 
die Lebensmittelagentur in Parma, das Europäische 

Unterstützungsbüro für 
Asylfragen in Valetta, die 
Europäische Polizeiakade-
mie in Budapest. Man sieht 
also, dass im Zeitalter der 
IT, des digitalen Umfeldes, 
die Lokalisierung von Ein-
richtungen sekundär ist. Es 
funktioniert durchaus auch 
dezentral.
Keuschnigg: „Dann haben 
wir uns einige Entwicklun-
gen angesehen, warum 
diese Dezentralisierung so 
wichtig ist. Wir haben ja 
keinen Anti-Wien-Reflex. Im 
Gegenteil, Wien ist ja eine 
ganz tolle Stadt zum Leben 
und ist ja auch nicht ganz so schlecht verwaltet. Un-
sere Frage ist aber, was die Aufstellung der Bundes-
dienststellen für die Regionen bedeutet, für die Stand-
orte und für die Lebenschancen.“

Studentenkarriere nur in Wien möglich

An den Zahlen der Statistik Austria sieht man, dass 
sich die Zahl der Reifeprüfungen und Diplomprüfungen 
mehr als vervierfacht hat oder die Zahl der Studien-
abschlüsse seit 1971/72 beinahe versechsfacht hat. 
Das bedeutet, es existiert eine Wissensgesellschaft 
mit vielen hoch und höchst qualifizierten Personen.
„Die Crux ist, dass diese Personen alle nach Wien 
müssen, um Karriere machen zu können“, erklärt 

Keuschnigg. „Wir haben uns den Wanderungssal-
do zwischen den Bundesländern und der Bundes-
hauptstadt angesehen. So verliert Oberösterreich 
konkret jährlich knapp 2.000 Personen. Wenn man 
sich die Alterskohorten im Detail ansieht, erkennt 
man, dass es dafür zwei Gründe gibt: Der erste 
Grund ist die Ausbildung und der zweite Grund 
sind die Arbeitsplätze. Es handelt sich um hoch 
und höchst qualifizierte Personen, die in diese Wan-
derung gezwungen werden, weil sie in der Region 
nicht die entsprechenden Ausbildungen oder Mög-
lichkeiten vorfinden.“
Ein weiteres Projekt am Föderalismusinstitut soll 
unter dem Titel „Österreich Dezentral“ in einzelne 
Fachbereiche hinein gehen. In diesen Fachberei-
chen soll die Frage einer dezentralen Aufstellung 
unter dem Gesichtspunkt der maximalen Effizienz 
und auch der neuen Möglichkeiten durch Digitali-
sierung überprüft werden.

Die Studie

„Dezentralisierung ist 
eine große Zukunfts-
chance für den ländli-
chen Raum!“

Ing. Andreas Pum
Bundesrat / NÖ

IWS-Enquete in Linz, von links: Elisabeth Dreer, Georg 
Keuschnigg und Albert Füracker. � Fotos: IWS/Laresser



www.iwsooe.at 8Die Zahlen

Am Beispiel des Umweltbundesamtes hat Univ.-Ass. 
Dr. Elisabeth Dreer von der Linzer Johannes Kepler 
Universität nachgewiesen, dass mit einer Verlagerung 
in die Bezirke rund 250 Arbeitsplätze geschaffen und 
Wertschöpfungseffekte bis zu rund 36 Millionen Euro 
lukriert werden könnten – genaue Berechnung siehe 
weiter unten.

Wien ist Österreichs Wasserkopf

„Wir haben einen Vorschlag gemacht, um zu zeigen, 
welche Effekte von solchen Institutionen ausgehen“, 
erläutert Dreer. „Der Ausgangspunkt war wie auch die 
Studie vom Institut für Föderalismus über die Zentra-
lisierung der Verwaltung gezeigt hat, dass in Öster-
reich das Phänomen Wasserkopf eine besondere Be-
deutung hat. Das Ziel unserer Studie war zu zeigen, 
was eine Verlagerung von Institutionen in Österreich 
bringt. Wir haben nun willkürlich Beispiele ausgewählt 
um daran volkswirtschaftlich Effekte zu zeigen, die 
diese Institutionen für den Standort haben. Willkürlich 
deshalb, weil wir öffentlich zugängliche Informationen 
verwendet haben. Bei mehr Informationen durch die 
Behörden könnten wir natürlich genauere Details er-
arbeiten.“
Der Innovator für diese Studie war die Heimatstrate-
gie in Bayern. Dreer: „Wir waren auch sehr überrascht, 
dass es so etwas tatsächlich gibt. Der Gedanke einer 
Dezentralisierung der Verwaltung im Rahmen einer akti-

ven Strukturpolitik ist für einen 
gelernten Österreicher fast 
ein bisschen ungewöhnlich. 
Umso beachtlicher ist die 
Absicht, gleiche Lebens- 
und Arbeitsbedingungen in 
einem ganzen Land schaf-
fen zu wollen.“
Die Einwohnerkonzent-
ration der Hauptstädte in 
Relation zur Gesamtbevöl-
kerung ist eine gute Kenn-
zahl. Diese ist in Wien im 
internationalen Vergleich 
sehr hoch. So ergibt sich 
in der Aufstellung für Wien 
eine Konzentration von 
20 Prozent. In Wien leben 

nun 1,8 Millionen 
Menschen zu ei-
ner Gesamtbe-
völkerung von 
8,5 Millionen in 
Österreich. Die-
se Konzentration 
steigt noch mehr.
In London leben 
rund acht  Milli-
onen Menschen 
in Relation zu 64 
Millionen im Ver-
einigten König-
reich. In Berlin 
mit 3,5 Millionen 
Einwohnern in 
Relation zu 82 
Millionen Einwohnern ist die Konzentration mit vier 
Prozent sehr gering. In Paris noch geringer. Unterstri-
chen wird das dann noch durch die Konzentration der 
öffentlichen Verwaltung in Wien. Dort gibt es attraktive 
Arbeitsplätze mit sicheren Einkommen, was auch eine 
gute Kaufkraft bedingt. Diese gute Kaufkraft bringt mit 
sich, dass sich andere Unternehmen dort ansiedeln 
und folglich auch Zuzug bedeutet. Dieser Effekt ist in 
Österreich sehr stark.

Weniger Wachstum in Rest-Österreich

Bei der Bevölkerungsentwicklung hat Wien einen stär-
keren Wachstumstrend als Gesamtösterreich. 1990 
hatte Wien noch 1,5 Millionen Einwohner und jetzt sind 
es 1,8 Millionen. 2030 werden auf Basis 1990 laut Sta-
tistik Austria 36 Prozent mehr Leute in Wien leben. Für 
Gesamtösterreich geht man von 18 Prozent Wachs-
tum aus. Die Frage stellt sich, ob man diese Entwick-
lung so will. Das hat ja Auswirkungen auf die gesamte 
Infrastruktur, nicht nur Straßen, sondern auch Schulen 
und Krankenhäuser und vieles mehr.
Die peripheren Regionen müssen hingegen mit Wan-
derungsverlusten leben. Von dieser Zahl aus 2012, 
einer Nettozuwanderung von rund 44.000 entfallen 
51 Prozent auf Wien. 2013 gab es in Österreich etwa 
55.000 Nettozuwanderungen, eine Zahl die Ausland 
und Bezirke beinhaltet. Davon entfallen wieder 41 Pro-
zent auf Wien und 2014 war die Zahl bei 72.000, wo-

Beispiel Umweltbundesamt: 400 Jobs 
und 36 Millionen Euro Wertschöpfung

„Die Wertschöp-
fungseffekte für be-
nachteiligte Bezirke 
wären enorm!“

Dr. Friedrich Schneider
Professor an der JKU Linz
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bei 37 Prozent auf Wien entfallen. Dieser Trend macht 
Überlegungen sinnvoll, wie man diese Entwicklung ab-
mildern könnte.
Dreer: „Wir haben uns nur drei Beispiele herausge-
sucht die zeigen, was eine Institution für den jeweiligen 
Standort bewirkt. Die Betrachtungsweise ist aus rein 
volkswirtschaftlicher Sicht. Beispiele sind der Rech-
nungshof, die Statistik Austria und das Umwelt Bun-
desamt. Wir haben im Rahmen eines ökonometrisch 
geschätzten Simulationsmodells für Österreich ver-
sucht zu berechnen, welche Effekte durch diese Insti-
tutionen ausgehen.“

Rechnungshof kann heute überall sein

Der Rechnungshof ist ein unabhängiges Organ des 
Nationalrates, er prüft die öffentlichen Finanzen von 
Bund, Ländern und Gemeinden oder Unternehmun-
gen, Fonds und Stiftungen des öffentlichen Rechts und 
Körperschaften, an denen die Öffentliche Hand zumin-
dest mit 50 Prozent beteiligt ist. Diese sind verpflichtet, 
sich auf Aufforderung einer Prüfung durch den Rech-
nungshof zu stellen. Er ist in der Dampfschiffstraße si-
tuiert. Das Budget beträgt rund 30 Millionen Euro pro 
Jahr und 300 Arbeitsplätze.
Wenn man jetzt aus dem Personalaufwand von 24 Mil-
lionen Euro die Kaufkraft herausrechnet – das ist der 
Betrag, der tatsächlich ausgegeben wird, da ist die 
Sparquote schon abgerechnet – sind das immerhin 
10,5 Millionen Euro, dann wurden aus dem Sachauf-
wand (auch das könnte bei genauer Befragung der 
Buchhaltung, wie viel regional ausgegeben wird, noch 
präziser sein) Werte zwischen 3,6 und 4,9 Millionen 
Euro herausgerechnet – und so kommt man zu direk-
ten Wertschöpfungseffekten von 14,2 bis 15,4 Millio-
nen Euro, die durch den Rechnungshof ausgehen.

Hochqualifizierte Jobs für Regionen

Diese direkten Wertschöpfungseffekte pflanzen sich 
über den Multiplikatoreffekt weiter. In der Zusammen-
fassung der wertschöpfungswirksamen Ausgaben 
durch den Rechnungshof ergeben sich dann volkswirt-
schaftliche Wertschöpfungseffekte gemessen am BIP, 
die sich zwischen 19 und 20 Millionen Euro bewegen. 
Damit – mit den Ausgabeneffekten durch den Rech-
nungshof – werden auch 150 bis 160 Arbeitsplätze 
geschaffen oder gesichert.
Nur die Verlagerung des Rechnungshofes würde also 
300 hoch qualifizierte Arbeitsplätze bringen, einen di-
rekten wirtschaftlichen Impuls zwischen 14 und 15 Mil-
lionen Euro, rund 20 Millionen induzierte Wertschöp-

fung gemessen am BIP und 150 bis 160 geschaffene 
oder gesicherte Arbeitsplätze.
Bei der Statistik Austria gibt es auch keinen unmittelba-
ren Grund, warum diese Institution unbedingt in Wien 
sein müsste. Die Statistik Austria wurde mit dem Bun-
desstatistikgesetz 2000 aus dem Bundesdienst aus-
gegliedert und ist seitdem eine selbstständige nicht auf 
Gewinn orientierte Bundesanstalt Öffentlichen Rechtes. 
Die Statistik Austria hat ein Budget von 61 Millionen 
Euro mit 845 Arbeitsplätzen und eine Personalaufwand 
von rund 36 Millionen Euro pro Jahr. Eine Verlagerung 
würde mehr als 800 hoch qualifizierte Arbeitsplätze brin-
gen, direkte wirtschaftliche Impulse zwischen 33 und 37 
Millionen Euro und rund 42 bis 49 Millionen Euro quasi 
volkswirtschaftliche Wertschöpfung gesamt gemessen 
am BIP. Zudem würden 330 bis 380 Arbeitsplätze da-
durch geschaffen oder gesichert. 

Verlagerung als Bundesländer-Chance

Das Umweltbundesamt ist eine Facheinrichtung für 
Umweltthemen. Sie nimmt hoheitliche Aufgaben des 
Bundes wahr und bietet auch Umwelt Consulting an. 
Das Budget von 41 Millionen Euro wird nur zu einem 
Teil aus einer Basisfinanzierung des Bundes bezahlt, 
der Rest geht über Projektfinanzierungen. Dort gibt es 
388 Arbeitsplätze. Das Kaufkraftaufkommen beträgt 
zwei Millionen Euro, die jährlich ausgegeben werden 
und dazu kommt ein Sachaufwand zwischen 15 und 
20 Millionen Euro, sodass hier Wertschöpfungseffekte 
zwischen 22,1 und 27,8 Millionen Euro entstehen.
Damit gilt für das UBA: Ungefähr 400 Arbeitsplätze mit 
direkten wirtschaftlichen Impulsen bis zu 28 Millionen 
Euro sowie insgesamt bis zu 36 Millionen Euro volks-
wirtschaftliche Wertschöp-
fung gemessen am BIP, 
wodurch wiederum weitere 
280 Arbeitsplätze geschaf-
fen werden könnten.
Resümee: Man könnte 
durch diese aktive Struk-
turpolitik den Ballungs-
raum Wien entlasten und 
Wachstums-Chancen in 
den Bundesländern er-
möglichen. Da die Immo-
bilien dieser Institutionen 
sehr wertvoll sind, hätte 
Wien den Vorteil, sie ge-
winnbringend zu verwerten 
oder einer anderen Ver-
wendung zuzuführen.

Die Zahlen

„Die Umsetzung die- 
ser Initiative würde 
den Berufsverkehr in 
die Städte entlasten!“

Peter Oberlehner
Vizepräs. Gemeindebund
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Bgm. Wolfgang Schirz, St. Martin/Mkr.

Ich kann das Gesagte von 
Staatssekretär Füracker 
bestätigen: Wir haben vor 
kurzem eine Besprechung 
mit dem Bürgermeister 
von Freyung gehabt, die 
haben bereits eine Außen-
stelle bekommen. Wir sind 
uns auch klar, dass das 
für uns in den ländlichen 
Regionen von unabding-
barer Notwendigkeit wäre.

Mag. Paul Malina-Altzinger, 
Geschäftsführender Gesellschafter

Ich schlage in dieselbe Kerbe wie Bürgermeister 
Schirz. 100 Jahre nach Zusammenbruch der Mon-
archie, 70 Jahre nach Ende des 2. Weltkriegs und 
20 Jahre nach dem EU-Beitritt stehen wir alle mitten 
im globalen Wettbewerb. Georg Keuschnig hat das 

sehr schön beschrieben.
Wir haben uns der 
grundsätzlichen Frage zu 
stellen, wie sich die Re-
publik Österreich aufstel-
len muss, um in diesem 
Wettbewerb in Zukunft 
nachhaltig erfolgreich zu 
bestehen. Da muss man 
all die angesprochenen 
Themen behandeln – bis 
hin zur Idee einer grund-
sätzlichen Bundesstaats
reform. Ich finde daher 

diese Ansätze absolut positiv und richtig.
Im Hintergrund soll aber immer das klare Ziel ste-
hen: Wir müssen optimale Bedingungen für unsere 
Betriebe schaffen, um im internationalen Vergleich 
wettbewerbsfähig zu sein.
Unsere Verwaltung ist dorthin zu führen – auch 
durch Zusammenführung und einen Stopp offen-
sichtlicher Fehlentwicklungen –, wo sie sinnvoll 
und effizient arbeiten kann und zukunftstauglicher 
Dienstleister ist.

Bundesrat Bgm. Peter Oberlehner
Personalvertretung Land OÖ und
Vizepräsident Gemeindebund

Als Bürgermeister und Vizepräsident des Gemeinde-
bundes möchte ich mich vorerst für diese Initiative 
des IWS Oberösterreich bedanken, weil es um einen 
Richtungswechsel geht. Um endlich anders zu den-
ken, muss dieses Thema angesprochen werden. Bis 
jetzt wird immer nur in Richtung Zentrale gedacht, 
aber wir müssen lernen, aus der Zentrale heraus 
zu denken. Wenn das Schlagwort vom „Ländlichen 
Raum“ mehr als ein Schlagwort sein soll, dann 
brauchen wir Taten dazu 
und dieser Ansatz nun ist 
gut. Wir wollen ja Wegzug 
verhindern und sogar Zu-
zug ermöglichen und ich 
sehe sogar viele Vorteile 
im umgekehrten Sinn: Die 
Verkehrsentkrampfung in 
Linz muss doch auch ein 
Thema sein. Wenn man 
erreicht, dass in der Früh 
2.000 Leute weniger he-
rein fahren, dann könnte 
der Stau hier doch schon 
viel weniger sein. Das ist auch für den Gemeinde-
bund interessant und da kann ich gerne anbieten, 
das als Organisation zu unterstützen, um all das zu 
ermöglichen und hier etwas zu entwickeln.
Die Sorge der Mitarbeiter ist ja schon angesprochen 
worden. Natürlich gibt es die. Es ist klar, dass die 
Leute Ängste haben, versetzt zu werden und irgend-
wohin zu müssen. Ich denke mir, dass man das sehr 
gut abfedern kann, wie das in Bayern schon hervor-
ragend gemacht wird. Es geht ja nicht darum, dass 
das von heute auf morgen verändert wird, sondern 
dass dies langsam und sukzessive geschieht. Aus 
der Sicht der Behörde, des Amtes der Landesregie-
rung, macht die neue Technologie das möglich.
Egal, wo der Sitz ist, auch aus Rohrbach können 
Akten erledigt werden, was vor 20 oder 30 Jahren 
in dieser Form noch nicht möglich gewesen wäre. 
Wir machen jetzt noch den eher gegenteiligen Weg. 
Wir schließen dezentrale Verwaltungsbehörden und 
überlegen, ob man sie reduzieren soll.

Malina: 100 Jahre nach der Monarchie 
ist es Zeit für eine effiziente Verwaltung
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Bundesrat Ing. Andreas Pum

Ich bin Niederösterreicher, der, wenn ich mir die poli-
tische Diskussion so anhöre, Ähnlichkeiten zu Bayern 
erkennt. Zur Sache: Die sozialen Diskussionen wur-
den ja schon sehr stark 
in den Mittelpunkt gestellt 
und sind vom föderalisti-
schen Ansatz her sicher 
der richtige Weg. Wir 
diskutieren Zentralismus 
versus Föderalismus auf 
vielen Ebenen. Ich denke, 
es muss auch eine neue 
Infrastruktur geschaffen 
werden, um Zentren neu 
zu stärken, Orte zu stär-
ken oder auch dezentrale 
Orte mobiler zu machen. 
Und dabei geht es immer auch um Kosten. JKU-
Assistentin Dreer hat ja viele Zahlen und ökonomische 
Effekte angeführt. Wir reden oft vom gemeinsamen 
Einkauf. Bei dieser Strukturveränderung muss daher 
auch verstärkt auf die regionale Wirtschaft Rücksicht 
genommen werden, um die Regionen zu stärken – im 
Sinne der nachhaltigen Wertschöpfungskette.

Dr. Roman Obrovsky, 
ehem. GF AMS Oberösterreich

Ich spreche jetzt einmal als Advocatus Diaboli. Wenn 
man sich die tatsächliche Bevölkerungsentwicklung 
nicht nur in Österreich ansieht, sondern in der ganzen 

Welt, dann stellt man ja 
einen ganz starken Ur-
banisierungstrend fest. 
Mittlerweile leben mehr als 
50 Prozent der Weltbevöl-
kerung in Städten. Wenn 
man dazu die politische 
Diskussion verfolgt, hat 
man eher den Eindruck, 
dass dem föderalisti-
schen Ansatz der Wind 
ins Gesicht bläst. Es wird 
argumentiert, dass der 
zentralistische Ansatz 

kostengünstiger ist, die Kommunikationswege sind 
kürzer, es wird leichter regierbar, auch der ökologi-
sche Fußabdruck der Urbanisierung sei der günstige-
re. Es braucht Aspekte in der Entwicklung, dass man 
diesem Trend zum Zentralismus gegensteuern kann.

OÖ-Tourismuspräsident Robert Seeber

Als gastronomischer Unternehmer in Linz und Ob-
mann des Oberösterreich-Tourismus wollte ich im 
Anschluss an Dr. Obrovsky – weltweiter Mainstream 
der Urbanisierung der auf 
der Hand liegt –  anfügen: 
In Oberösterreich beob-
achten wir das Phänomen, 
dass wir eine Abwande-
rung in die Städte haben, 
was wiederum das Ster-
ben von Landgasthäusern 
zur Folge hat.
In diesem Zusammenhang 
möchte ich die relativ 
schwierigen Bedingungen 
in Österreich für die Gast-
ronomie und die Hotellerie 
erwähnen. Was mich nun interessieren würde: Dieser 
Trend zur Dezentralisierung, den Sie in Bayern her-
vorragend begleiten, waren bei diesen Gesprächen 
touristische Unternehmen eingebunden, gab es dabei 
Unternehmer? Ich weiß das von Kollegen aus dem 
Bayerischen Wald, dass es strukturschwache Regi-
onen gibt, hat das bei dieser Entwicklung eine Rolle 
gespielt, bei der Heimatstrategie? Wie hat sich die 
Tourismuspolitik in dieser Strategie eingebunden? Das 
würde mich interessieren.
Antwort Albert Füracker: Ich muss sagen, dass unser 
Projekt touristisch keine große Begleitung erfahren 
hat. Aber auch da gilt, was die Gastronomen in immer 
intensiv gefordert haben: Breitbandausbau, Erreich-
barkeit über schnelles Internet, W-LAN und natürlich 
Attraktivität der jeweiligen Region. Es ist klar, wenn ein 
Dorf „ausstirbt“, wenn da keine Leute mehr wohnen, 
dann ist es auch touristisch nicht mehr so interessant.

Interessierte Zuhörer bei der IWS-Enquete in Linz, 
vorne von rechts: IWS-GF Kurt Pieslinger, Prof. Gott-
fried Kneifel und Georg Keuschnigg. � Fotos: IWS/Laresser
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Bayerisches Staatsministerium der Finanzen,
für Landesentwicklung und Heimat

Pressemitteilung Nr. 175
München, 06.04.2016

FÜRACKER: ERFOLGSMODELL BEHÖRDENVERLAGERUNG
Vortrag vor dem Institut Wirtschaftsstandort Oberösterreich in Linz

2015 war der Startschuss für die größte bayerische Regionalisierung von Behörden und staatlichen Einrichtungen der
letzten Jahrzehnte. Das Konzept „Regionalisierung von Verwaltung“ sieht die Verlagerung von über 50 Behörden und
staatlichen Einrichtungen mit 3.155 Personen aus Ballungszentren in ländliche Regionen Bayerns vor. „Die Umsetzung
des bayerischen Vorzeigemodells ist auf einem sehr guten Weg. Nahezu alle Fachkonzepte sind von den Ressorts
erstellt. Das Flächenmanagementverfahren wurde bei mehr als 90 Prozent der Projekte eingeleitet. Bei rund einem
Drittel der Projekte steht bereits die dauerhafte Unterbringung fest. 2016 werden über 20 Behörden und Einrichtungen
mit rund 300 Personen starten. Damit betreiben wir aktive Strukturpolitik und generieren Wachstumschancen gerade im
ländlichen Raum“, merkte Finanzstaatssekretär Albert Füracker in seinem Vortrag beim Institut Wirtschaftsstandort
Oberösterreich in Linz am Mittwoch (6.4.) an. Die Stärkung der Regionen mit qualifizierten, sicheren Arbeitsplätzen sei
passgenaue Strukturpolitik am richtigen Ort. „Wir sind überzeugt: Strategische Investitionen in den ländlichen Raum sind
lohnende Investitionen in die Zukunft und damit in die Heimat von morgen“, hob Füracker hervor.

Die Heimatstrategie beruht auf den fünf Säulen Kommunaler Finanzausgleich, Strukturentwicklung für ganz Bayern,
Breitbandausbau und E-Government, Nordbayern-Initiative und Behördenverlagerung. Der Kommunale Finanzausgleich
trägt zur gleichmäßigen Entwicklung im ganzen Land bei und ergänzt Einnahmen der Kommunen, so dass jede
Kommune in der Lage ist, ihre Aufgaben zu erfüllen. Der Freistaat unterstützt seine Kommunen massiv: Jeder 4. Euro an
Ausgaben geht an die Kommunen. 2016 weist er das Rekordvolumen von rd. 8,56 Mrd. Euro auf.

Im Rahmen der Strukturentwicklung unterstützt der Freistaat Bayern z.B. - wie auch die Republik Österreich -
Regionalmanagements, auch Grenzüberschreitende mit der Region Oberösterreich. Füracker erwähnte beispielhaft die
Koordinierungsstellen Ländlicher Raum Niederbayern mit dem Landkreis Altötting der Europaregion Donau-Moldau
(Förderung bis 2018: 537.755 Euro) oder die Koordinierungsstelle Ländlicher Raum Oberpfalz der Europaregion Donau-
Moldau (Förderung bis 2018: 455.330 Euro).

In Bayern läuft der Ausbau von schnellem Internet auf Hochtouren. Füracker: „Breitband ist Zukunft. Nur wo Breitband
vorhanden ist, werden Arbeitsplätze entstehen und erhalten. Mit unserem bundesweit einmaligen Förderprogramm von
1,5 Milliarden Euro bis 2018 bringen wir ganz Bayern an das schnelle Netz. Jede Gemeinde erhält eine Ausfahrt von der
Datenautobahn.“
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ENQUETE

Institut Wirtschaftsstandort fordert 
Dezentralisierung von Bundesstellen
OBERÖSTERREICH. Am Bei-
spiel Bayerns zeigt das Institut 
Wirtschaftsstandort Oberöster-
reich (IWS) Möglichkeiten auf, 
Bundesdienststellen dezentral 
im gesamten Land zu verteilen. 
Unter dem Titel „Müssen alle 
Bundesdiensstellen in Wien 
sein?“ ist zu diesem Thema 
jetzt auch eine Broschüre er-
hältlich. 

„Mit der so genannten Heimat-
strategie verlagert Bayern in 
den kommenden Jahren 3155 
Bundesstellen von München in 
strukturschwache Landkreise“, 
so der zuständige bayerische 
Staatssekretär Albert Füracker 
bei einer IWS-Veranstaltung in 
Linz. Die bayerische Staatsre-
gierung will so vielen Beschäf-
tigen das Pendeln ersparen und 
ihnen ermöglichen, in ihren 
Heimatregionen zu arbeiten. 
„Denn Heimat funktioniert 
nur, wenn die Kommunen ihre 
Aufgaben erfüllen können. Zu-
künftig müssen mehr Arbeits-
plätze zu den jungen Menschen 
in den Regionen kommen“, sagt 
Füracker. 
IWS-Geschäftsführer Gottfried 
Kneifel befürwortet die baye-
rischen Pläne und fordert auch 
für Österreich eine Dezentrali-

sierung der Bundesstellen. „Wir 
fordern, dass die Bereitstellung 
von gleichwertigen Lebens- und 
Entwicklungs-Chancen für alle 
Bewohner Österreichs in den 
Rang einer Staats-Zielbestim-
mung erhoben wird“, so Knei-
fel. Es sei weder schicksalshaft 
noch gottgewollt, dass derzeit 
beinahe alle Bundesstellen in 
Wien angesiedelt sind. 
Diese Konzentration auf Wien 
zeigte Georg Keuschnigg vom 
Österreichischen Föderalis-
musinstitut deutlich auf: „In 
Österreich sind nur drei von 
68 Stellen außerhalb von Wien 

angesiedelt, in Deutschland hin-
gegen sind 80 Bundeszentralen 
auf 24 Städte verteilt und in der 
Schweiz findet man 45 Bundes-
behörden in elf verschiedenen 
Städten.“ 

1960 Oberösterreicher 
gehen jährlich nach Wien
Für Keuschnigg ist das Wach-
sen der Wissensgesellschaft ein 
wesentlicher Faktor für hoch-
qualifizierte Arbeitsplätze auch 
in den Regionen. Die Zahl der 
Studienabschlüsse habe sich 
seit 1971/72 etwa versechs-
facht. Viele dieser Absolventen 

seien gezwungen, nach Wien 
zu gehen. Aus Oberösterreich 
verlassen 1960 Personen im 
Jahr ihr Heimatland in Richtung 
Bundeshauptstadt. 
Im Zuge einer Dezentralisie-
rung könnten nicht nur diese 
hoch qualifizierten Arbeitskräf-
te im Land gehalten werden, 
sondern auch die volkswirt-
schaftlichen Aspekte seien 
enorm, wie Elisabeth Dreer, 
Universitäts-Assistentin an der 
Linzer Johannes Kepler Univer-
sität, betont. 
In Zahlen: Würde man das Um-
weltbundesamt von Wien abzie-
hen, entstehen in der jweiligen 
Region 388 Arbeitsplätze. „Das 
bedeutet zugleich direkte Wert-
schöpfungseffekte zwischen 
22,9 und 27,8 Millionen Euro“, 
erklärt Dreer. <

IWS-BROSCHÜRE

Auf Anfrage beim IWS OÖ erhältlich, 
Infos unter office@iwsooe.at

Die Grafik zeigt, wie stark die österreichischen Bundesstellen im Vergleich mit 
Deutschland und der Schweiz auf die Bundeshaupstadt konzentriert sind.  

Studienpräsentation bei der IWS-Enquete zur Dezentralisierung in Linz: JKU-
Assistentin Elisabeth Dreer und Georg Keuschnigg vom Föderalismusinstitut 
(v.l.).    Fotos: IWS/Laresser

In welche Richtung es in Sachen Dezentralisierung gehen soll ist für IWS-Ge-
schäftsführer Prof. Gottfried Kneifel (l.) klar: Er will ebenso wie Staatssekretär 
Albert Füracker in Bayern mehr Bundesdienststellen in die Regionen bringen.  

1 www.iwsooe.at
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Standpunkt.
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